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Interessenbekundungsverfahren 

zum Aufbau und zur Umsetzung einer landesweiten Fachstelle Online-Radikalisie-
rungsprävention in Thüringen 

1. Ausgangssituation 

Radikalisierungsprozesse vollziehen sich zunehmend in digitalen Räumen. Insbeson-
dere soziale Medien begünstigen Radikalisierungsdynamiken und werden gezielt zur 
Rekrutierung und Mobilisierung durch demokratiefeindliche Akteure genutzt. Sie fungie-
ren als zentrale Verbreitungsorte antisemitischer und islamistischer Narrative sowie 
weiterer Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, die sich wechselseitig ver-
stärken und verschränken können. Diese Inhalte treten häufig in impliziten, emotionali-
sierten und alltagsnahen Formen auf und adressieren insbesondere junge Menschen 
auf einschlägigen Plattformen. 

Wirksame Prävention erfordert daher frühzeitige und zielgruppenspezifische Ansätze, 
die an den digitalen Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen ansetzen und aktuelle 
technologische Entwicklungen berücksichtigen. Zugleich besteht ein erheblicher Bedarf 
an der Stärkung von Fachkräften und Multiplikator*innen, um Radikalisierungsprozesse 
im digitalen wie analogen Raum frühzeitig zu erkennen, fachlich einzuordnen und pro-
fessionell darauf reagieren zu können. 

Angesichts der dynamischen Entwicklungen im digitalen Raum sind eine kontinuierliche 
Beobachtung relevanter Phänomene mit Bezug zu Thüringen sowie die Erhebung der Be-
darfe von Fachkräften und Multiplikator*innen im Freistaat erforderlich. Eine wirksame 
und nachhaltige Prävention von Radikalisierungsprozessen setzt zudem die systemati-
sche Verzahnung digitaler und analoger Ansätze voraus. Die Komplexität und Dynamik 
technologischer Entwicklungen, digitaler Kommunikation und des Radikalisierungsge-
schehens führen dazu, dass bestehende wissenschaftliche Erkenntnisse und praktische 
Präventionsarbeit kontinuierlich aufeinander bezogen und weiterentwickelt werden 
müssen. Daraus resultiert ein besonderer Handlungsbedarf zum einen im dialogischen 
Wissenschafts-Praxis-Transfer und wissenschaftlichen Monitoring sowie zum anderen in 
der Qualifizierung von Fachkräften und Multiplikator*innen und in der Entwicklung und 
Umsetzung evidenzbasierter Ansätze zur Prävention von Radikalisierung im digitalen 
Raum. 

2. Gegenstand der Interessenbekundung 

Gegenstand dieser Interessenbekundung ist die zeitlich befristete Förderung des Auf-
baus und der Umsetzung einer landesweiten Fachstelle Online-Radikalisierungspräven-
tion durch einen geeigneten freien Träger oder Trägerverbund. 
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2.1 Ziele 

Die Fachstelle stärkt die Prävention von Radikalisierungsprozessen im digitalen Raum in 
Thüringen nachhaltig. Als zentrale Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Praxis trägt 
sie dazu bei, evidenzbasierte Ansätze zur Prävention von Radikalisierung im digitalen 
Raum weiterzuentwickeln (Arbeitspaket 1) und umzusetzen (Arbeitspaket 2). Sie erhöht 
die Handlungssicherheit von Fachkräften und Multiplikator*innen, verzahnt digitale und 
analoge Präventionsarbeit systematisch und richtet diese an aktuellen wissenschaftli-
chen Befunden und Bedarfen der Praxis aus. Bestehende Strukturen im Freistaat werden 
einbezogen und bedarfsgerecht weiterentwickelt. 

Die Prävention von Radikalisierung im digitalen Raum umfasst dabei sowohl digitale als 
auch analoge Ansätze. Entscheidend ist nicht das Format der Maßnahme, sondern de-
ren Wirksamkeit im Hinblick auf Radikalisierungsdynamiken in digitalen Kontexten. 

Die Fachstelle arbeitet interdisziplinär und verfolgt einen phänomenübergreifenden An-
satz mit besonderem Schwerpunkt auf Antisemitismus und Islamismus und berücksich-
tigt deren Verschränkungen miteinander sowie mit weiteren Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit. 

Die primäre Zielgruppe der Fachstelle bilden Fachkräfte und Multiplikator*innen. Ergän-
zend werden zielgruppenspezifische und partizipative Präventionsangebote für Kinder 
und Jugendliche entwickelt und umgesetzt. Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Fach-
stelle liegt auf praxisorientierten Maßnahmen, insbesondere im Bereich Qualifizierung, 
Praxisgestaltung und Vernetzung. 

Zur Umsetzung dieser Ziele gliedert sich die Arbeit der Fachstelle in zwei miteinander 
verzahnte Arbeitspakete. Dabei entfallen auf Arbeitspaket 1 etwa ein Drittel und auf Ar-
beitspaket 2 etwa zwei Drittel der zu erbringenden Gesamtleistungen. 

2.2 Arbeitspaket 1: Wissenschaft, Monitoring und Transfer 

Dieses Arbeitspaket bildet die wissenschaftliche Grundlage der Fachstelle. Es umfasst 
die systematische Beobachtung und Analyse digitaler Radikalisierungsdynamiken, die 
Erhebung der Bedarfe aus der praktischen Präventionsarbeit sowie den strukturierten 
Transfer zwischen Wissenschaft und Praxis. 

Zentrale Aufgaben 

• wissenschaftliches Monitoring von Antisemitismus und Islamismus im digitalen 
Raum mit Bezug zu Thüringen und in Thüringen lebenden Menschen 

• Durchführung von wissenschaftlichen Bedarfs- und Umfeldanalysen in relevan-
ten Praxisfeldern in Thüringen (z.B. Schule, politische Bildung, Beratung, Jugend-
arbeit) 
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• Aufbereitung und Transfer aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse zu Antisemi-
tismus, Islamismus und Radikalisierung im digitalen Raum in unterschiedliche 
Praxisfelder 

• Entwicklung evidenzbasierter Handlungskonzepte und Ansätze zur Prävention 
von Radikalisierung im digitalen Raum 

• Erstellung wissenschaftlich fundierter und praxisorientierter Materialien (z. B. Ar-
beitsmaterialien, Handlungsempfehlungen, Policy Briefs) 

• Entwicklung und Umsetzung innovativer, zielgruppenspezifischer Angebote für 
Kinder und Jugendliche zur Prävention von Radikalisierung im digitalen Raum un-
ter Einsatz digitaler und analoger Formate und Methoden sowie partizipativer An-
sätze (z.B. Co-Design, Co-Creation) 

• Dokumentation und fachliche Einordnung relevanter Entwicklungen im Hand-
lungs- und Themenfeld 

2.3 Arbeitspaket 2: Qualifizierung, Praxisgestaltung und Vernetzung 

Dieses Arbeitspaket fokussiert die pädagogische und praxisorientierte Umsetzung. Es 
dient dazu, Fachkräfte und Multiplikator*innen zu qualifizieren, konkrete Präventionsan-
sätze zu entwickeln und die Zusammenarbeit relevanter Akteur*innen in Thüringen zu 
stärken. 

Zentrale Aufgaben 
• Konzeption und Durchführung von Fortbildungs- und Qualifizierungsangeboten 

für Fachkräfte und Multiplikator*innen in Schule, Jugendhilfe, politischer Bildung, 
Extremismusprävention und Demokratieprojekten 

• fachliche Beratung und Unterstützung von Präventions-, Beratungs- und Bil-
dungsprojekten 

• Erstellung wissenschaftlich fundierter und praxisorientierter Materialien (z. B. Ar-
beitsmaterialien, Handlungsempfehlungen, Policy Briefs) 

• Entwicklung und Umsetzung innovativer, zielgruppenspezifischer Angebote für 
Kinder und Jugendliche zur Prävention von Radikalisierung im digitalen Raum un-
ter Einsatz digitaler und analoger Formate und Methoden sowie partizipativer An-
sätze (z.B. Co-Design, Co-Creation) 

• Förderung der systematischen Verzahnung digitaler und analoger Präventionsar-
beit 

• Konzeption und Durchführung von Fachveranstaltungen, insbesondere Auftakt- 
und Abschlussveranstaltungen 

• Aufbau, Weiterentwicklung und Pflege von Vernetzungs- und Kooperationsstruk-
turen zwischen relevanten Akteur*innen aus Praxis, Wissenschaft, Politik und 
Verwaltung in Thüringen 

2.4 Leistungen und erwartete Ergebnisse 

Die Fachstelle erbringt im Förderzeitraum insbesondere folgende Leistungen: 
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Wissenschafts- und Transferleistungen 
• Aufbereitung des aktuellen Forschungsstands, relevanter Fachdiskurse und fach-

licher Herausforderungen 
• quartalsweise Monitoringberichte und Fachanalysen zum Radikalisierungsge-

schehen im digitalen Raum mit Thüringen-Bezug, insbesondere Antisemitismus 
und Islamismus 

• zielgruppenspezifische Handreichungen, Handlungsempfehlungen und Arbeits-
materialien für zentrale Praxisfelder 

• wissenschaftliche Kurzanalysen und Policy Briefs für Politik und Verwaltung 

Qualifizierungs- und Beratungsleistungen 
• modular aufgebaute Fortbildungs- und Qualifizierungsangebote (online, hybrid, 

analog) 
• kontinuierliche Beratungs- und Unterstützungsangebote für Fachpraxis und Pro-

jekte 
• Entwicklung, Umsetzung und Dokumentation transferierbarer Ansätze zur Prä-

vention von Radikalisierung im digitalen Raum 

Struktur- und Vernetzungsleistungen 
• Etablierung eines landesweiten Netzwerks im Bereich Online-Radikalisierungs-

prävention 
• Durchführung von Fachveranstaltungen und Austauschformaten 
• Förderung nachhaltiger Kooperations- und Transferstrukturen 

Qualitätssicherung und Evaluation 
• Anwendung geeigneter Instrumente zur Qualitätssicherung 
• Abschließender Evaluationsbericht im Hinblick auf Reichweite, Nutzung und Wir-

kungspotenziale der Angebote 

3. Art, Umfang und Bedingungen der Förderung 

3.1 Rechtsgrundlage und Art der Förderung 

Die Förderung erfolgt nach §§ 23, 44 der Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) 
und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (insbesondere ANBest-P). 

Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form einer Anteilsfinanzierung als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

3.2 Förderhöhe 

Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 90 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen 
Ausgaben. Ein höherer Förderanteil kann bei Vorliegen eines erheblichen Landesinteres-
ses gemäß VV zu § 44 ThürLHO und dem Nachweis nicht ausreichender Eigenmittel ge-
währt werden. 
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3.3 Geplanter Projektzeitraum 

Der geplante Projektzeitraum erstreckt sich vom 1.10.2026 bis 31.12.2027. Die Bewilli-
gungen erfolgen jährlich und zunächst für das Jahr 2026. 

Eine Fortführung über 2027 hinaus ist vorbehaltlich der Bereitstellung entsprechender 
Mittel des Landes und einer positiven Bewertung geplant. 

3.4 Förderumfang 

Es können insgesamt bis zu 3,5 Vollzeitäquivalente (VZÄ) gefördert werden. 

Im Rahmen der Personalstruktur sollen mindestens eine VZÄ für wissenschaftliche Tä-
tigkeiten und mindestens eine VZÄ für pädagogische Tätigkeiten berücksichtigt werden. 
Die eingesetzten Personen müssen jeweils über eine entsprechende fachliche Qualifi-
kation verfügen. 

Honorar- und Sachkosten können bis zu einer Höhe von 50.000 € jährlich veranschlagt 
werden. 

Für jede vorgesehene Personalstelle ist eine Stellenbeschreibung vorzulegen, aus der 
die Angemessenheit der Eingruppierung sowie Umfang und Art der Tätigkeit eindeutig 
hervorgehen. 

3.5 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können gemeinnützige juristische Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie Personengesellschaften sein, die über einschlägige Fach-
kenntnisse und nachweisbare Kompetenzen zur Erfüllung der ausgeschriebenen Inte-
ressenbekundung verfügen. 

Bewerben können sich einzelne Träger oder ein Trägerverbund. Mindestens einer der be-
teiligten Träger muss seinen Sitz oder Standort im Freistaat Thüringen haben. 

3.6 Förderbedingungen 

Antidiskriminierung, Gender- und Diversity-Mainstreaming, Inklusion und Kinderschutz 
sind als durchgängige Prinzipien zu berücksichtigen. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. 

4. Anforderungen an die Interessenbekundung 

Die Interessenbekundung ist formlos, fristgerecht und vollständig einzureichen. Sie 
muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Darstellung des Trägers oder Trägerverbunds, insbesondere fachliche Expertise, 
Erfahrungen in Thüringen und relevante Referenzen (letzte drei Jahre) 
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2. Kurzdarstellung der Ausgangslage mit besonderer Berücksichtigung der Situation 
in Thüringen 

3. Fachliches Gesamtkonzept zum Aufbau und zur Umsetzung der Fachstelle ein-
schließlich einer Darstellung, wie die vorgegebenen Ziele im Förderzeitraum er-
reicht werden sollen, sowie geeigneter Indikatoren zur Überprüfung der Zielerrei-
chung 

4. Beschreibung der geplanten Maßnahmen und methodischen Ansätze 
5. Darstellung eines geeigneten Vernetzungs- und Kooperationskonzepts sowie der 

Zielgruppen und Strategien zu deren Erreichung 
6. Konzept zur Öffentlichkeitsarbeit 
7. Beschreibung der Maßnahmen zur Qualitätssicherung und Evaluation 
8. Arbeits- und Zeitplan 
9. grober Kosten- und Finanzierungsplan, inklusive Herleitung der kalkulierten Per-

sonal-, Sach- und Honorarkosten 

Der Umfang der Interessenbekundung soll 12 Seiten nicht überschreiten. 

5. Verfahren 

Die eingegangenen Interessenbekundungen werden durch das zuständige Ministerium 
auf Grundlage der genannten Bewertungskriterien fachlich begutachtet. 

Bei einer erfolgreichen Interessenbekundung wird der Träger/-verbund aufgefordert, ei-
nen förmlichen Förderantrag zu stellen. 

Zeitplan: 

• Veröffentlichung des Aufrufs zur Interessenbekundung: 2.7.2026 
• Einreichungsfrist: 16.8.2026, 24:00 Uhr 
• Fachliche Prüfung und Auswahl: 17.8.–4.9.2026 
• Aufforderung zur Antragsstellung: 4.9.2026 
• Geplanter Projektbeginn: 1.10.2026 

Dieses Verfahren dient der Vorauswahl geeigneter Träger und stellt kein Vergabeverfah-
ren im Sinne des Vergaberechts dar. Die Einreichenden sind an ihre Interessenbekun-
dungen nicht gebunden. Aus der Teilnahme am Verfahren entsteht kein Anspruch auf 
Aufforderung zur Antragstellung. 

Nähere Regelungen zu Nutzungs-, Veröffentlichungs- und Weitergaberechten sowie zu 
Berichts-, Mitwirkungs- und Nachweispflichten erfolgen im Zuwendungsbescheid. 

Kosten, die im Zusammenhang mit der Erstellung und Einreichung der Interessenbekun-
dung entstehen, werden nicht erstattet. 
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6. Auswahlkriterien 

Die Bewertung der Interessenbekundungen erfolgt insbesondere anhand folgender Kri-
terien: 

• fachliche Qualität, Plausibilität und Stringenz des Gesamtkonzepts 
• Berücksichtigung eines phänomenübergreifenden Ansatzes mit besonderem Fo-

kus auf Antisemitismus und Islamismus sowie deren Verschränkungen mit weite-
ren Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

• Erfahrung und Leistungsfähigkeit des Trägers bzw. Trägerverbunds 
• Kohärenz der Verzahnung von wissenschaftlicher und pädagogischer Arbeit 
• Qualität der Vernetzungs- und Transferansätze auf Landesebene 
• Nachvollziehbarkeit der Operationalisierung der Ziele sowie der vorgesehenen 

Indikatoren zur Zielerreichung 
• Quantität und Realisierbarkeit der geplanten Leistungen und Ergebnisse 
• Qualität und Plausibilität des Konzepts zur Qualitätssicherung und Evaluation 
• Wirtschaftlichkeit und Angemessenheit der Mittelverwendung 

7. Einreichung und Kontakt 

Die Interessenbekundung ist rechtsverbindlich unterschrieben bis zum 16.8.2026, 24:00 
Uhr, ausschließlich digital per E-Mail einzureichen: 

Referat 64 „Demokratieförderung“ 
Thüringer Ministerium für Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie 
referat64@tmsgaf.thueringen.de 

Bitte richten Sie Ihre Nachfragen ausschließlich schriftlich bis zum 13.8.2026 an refe-
rat64@tmsgaf.thueringen.de. 


